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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Zweiter Bericht der Bundesregierung über die Erfahrungen im Zusammenhang 
mit der Neuregelung des § 8 des Personenbeförderungsgesetzes 


1 . Anlaß des Berichts 

Bei der Verabschiedung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Personenbeförderungsgesetzes (PBef- 
G) vom 26. März 1969 hatte der Deutsche Bundes- 
tag beschlossen, entgegen dem Entwurf der Bundes- 
regierung auf die Einführung der Gebietsgenehmi- 
gung zu verzichten. Auch ohne dieses Mittel sei das 
Entstehen zusammenhängender Verkehrsnetze und 
damit eine Verbesserung der Verkehrsbedienung 
insbesondere in der Fläche aufgrund der in § 8 
PBefG in seiner erweiterten Fassung neu geregelten 
freiwilligen Zusammenarbeit der Verkehrsunter- 
nehmer möglich. 

Auf Grund des vom Deutschen Bundestag am 
26. März 1969 angenommenen Entschließungs- 
antrages - Umdruck 619 - der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der SPD hat die Bundesregierung am 
28. Juni 1971 einen Bericht über die Erfahrungen im 
Zusammenhang mit der Neuregelung des § 8 PBefG 
vorgelegt (Drucksache VI/2386). 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen hat sich den Ausführungen der 
Bundesregierung angeschlossen und dem Deutschen 
Bundestag vorgeschlagen, die Bundesregierung auf- 
zufordern, „zum 31. Dezember 1973 einen weiteren 
Erfahrungsbericht zu § 8 Personenbeförderungs- 
gesetz vorzulegen, damit danach darüber entschie- 
den werden kann, ob die Bildung von Tarif- und 
Verkehrsgemeinschaften durch weitere Maßnahmen 
zu fördern ist" (vgl. Drucksache VI/2743). 

Auf den entsprechenden Antrag des Ausschusses 
hat der Deutsche Bundestag in seiner 148. Sitzung 
am 4. November 1971 den Beschluß gefaßt (Steno- 
graphischer Bericht S. 8527 D, Tagesordnungspunkt 
14), 

„a) den Bericht der Bundesregierung - Drucksache 
VI/2386 - zur Kenntnis zu nehmen, 
b) die Bundesregierung zu ersuchen, zum 31. De- 
zember 1973 einen weiteren Bericht zu § 8 
Personenbeförderungsgesetz vorzulegen. " 

Entsprechend dieser Entschließung wird im folgen- 
den berichtet. 


2. Übersicht 

Die seit 1969 gegründeten oder in Vorbereitung be- 
findlichen Zusammenschlüsse lassen erkennen, daß 
sowohl in den Verdichtungsräumen und deren Rand- 
gebieten als auch in den ländlichen Räumen erheb- 
liche Fortschritte bei der Zusammenarbeit der Ver- 
kehrsunternehmer gemacht werden konnten bzw. 
zu erwarten sind. 

Dabei sind als Verdichtungsräume diejenigen 24 Ge- 
biete anzusehen, die in der Entschließung der Mini- 
sterkonferenz für Raumordnung vom 21. November 
1968 namentlich genannt wurden, nämlich die 
Räume 

Aachen, Augsburg, Bielefeld/Herford, Braun- 
schweig, Bremen, Bremerhaven, Freiburg, Ham- 
burg, Hannover, Karlsruhe, Kassel, Kiel, Koblenz/ 
Neuwied, Lübeck, München, Münster, Nürnberg, 
Osnabrück, Rhein-Main, Rhein-Neckar, Rhein- 
Ruhr, Saar, Siegen und Stuttgart. 

Diese Gebiete weisen eine stark verstädterte Struk- 
tur mit einer erheblichen Verdichtung von Wohn- 
und Arbeitsstätten auf; in ihnen lebt fast die Hälfte 
der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland 
auf nur sieben Prozent der Fläche des Bundes- 
gebietes. 

Der Verdichtungsraum muß gerade im Hinblick auf 
seine verkehrsmäßige Gestaltung stets im Zusam- 
menhang mit seinen Randgebieten gesehen werden. 

: In diesen wohnt ein großer Teil der im Verdich- 
tungsraum tätigen Arbeitskräfte, so daß zwischen 
I beiden Gebieten eine lebhafte verkehrliche Fluk- 
i tuation stattfindet. 

! Als ländliche Räume werden demgegenüber solche 
j Gebiete betrachtet, die nicht zu den Verdichtungs- 
I räumen und deren Randzonen zählen. Danach ge- 
I hören zu den ländlichen Räumen neben den sog. 
„zurückgebliebenen Gebieten" im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 3 des Raumordnungsgesetzes auch solche 
mittlere und kleinere Verdichtungen von Wohn- 
und Arbeitsstätten, deren Verkehrsprobleme denen 
der Verdichtungsräume und deren Randgebiet 
ähneln. 

Wie schon in den Jahren 1969 bis 1971 lag auch in 
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dem darauf folgenden Zeitraum das Hauptgewicht i 
der Förderung der Verkehrsbedienung auf der Bil- 
dung von Tarif- und Verkehrsgemeinschaften. Sie 
sind schwerpunktmäßig in den ländlichen Gebieten 
entstanden. Demgegenüber konzentrieren sich die 
Verkehrsverbünde auf die Verdichtungsräume und 
deren Randzonen. 

Ob es sich im konkreten Fall um eine „Tarifgemein- 
schaft" oder eine „Verkehrsgemeinschaft" oder um 
einen „Verkehrs verbünd" bzw. um eine „Fusion" 
handelt, ist - worauf schon im ersten Bericht der 
Bundesregierung hingewiesen wurde - nicht immer 
einfach festzustellen, weil es bisher keine genauen 
begrifflichen Abgrenzungsmerkmale gibt. Es wird 
hier von der im ersten Bericht der Bundesregierung ; 
verwendeten Begriffsbestimmung ausgegangen. Da- 
nach sind ! 

i 

— Tarifgemeinschaften: 

Zusammenschlüsse, bei denen sich die Zusam- ' 
menarbeit hauptsächlich auf eine gemeinsame ! 
Tarifpolitik und die Verrechnung von Einnah- ^ 
men oder Einnahmeteilen bezieht; 

— Verkehrsgemeinschaften: ; 

Kooperationsformen, bei denen zusätzlich Ver- , 
einbarungen über eine gemeinsame Fahrplan- ; 
gestaltung, die gegenseitige Abstimmung des 
Leistungsangebots und ggf. auch über eine inner- 
betriebliche Zusammenarbeit (Verwaltung, tech- 
nischer Betrieb, Rationalisierungsmaßnahmen) 
getroffen werden; 

— Verkehrs verbünde: 

Zusammenschlüsse im engeren Sinne, bei denen 
unabhängig von der Rechtsform - außer den von 
den Tarif- und Verkehrsgemeinschaften verfolg- 
ten Aufgaben auch gewisse unternehmerische 
Zuständigkeiten sowie Ordnungs- und Leitungs- 
funktionen auf eine gemeinsame Einrichtung 
oder ein Organ übertragen werden; 

— • Fusionen: 

Verschmelzungen mehrerer bisher rechtlich und 
wirtschaftlich selbständiger Unternehmen. 

3. Entwicklung seit 1969 

Ausgehend von diesen Begriffen wird die Entwick- 
lung der Zusammenarbeit der Verkehrsträger seit 
1969 wie folgt dargestellt: 

3.1 Verdichtungsräume und deren Randzonen 

3.1.1 In einer Reihe von Verdichtungsräumen sind 
neue Verkehrsverbünde gegründet worden. 
Sie erstrecken sich in der Regel auch auf die 
Randzonen der Verdichtungsräume. 

3. 1.1.1 Wenngleich bereits im Jahre 1965 gegründet, 
muß hier der Hamburger Verkehrsverbund 


an erster Stelle genannt werden, da er den 
entscheidenden Anstoß zur Gründung weite- 
rer Verbünde gab. Mit ihm wurde erstmals 
ein integriertes Leistungs- und Fahrplan- 
angebot bei einheitlicher Tarifgestaltung 
(Gemeinschaftstarif) geschaffen, das mehr als 
200 Linien im U-Bahn-, S-Bahn-, Straßen- 
bahn-, Omnibus- und Schiffsverkehr umfaßt. 

Inzwischen konnte der Wirkungsraum des 
Hamburger Verkehrsverbundes in den an 
Hamburg angrenzenden Gebieten auf eine 
Fläche von rd. 3000 qkm mit rd. 2,47 Mil- 
lionen Einwohnern vergrößert werden. 

3. 1.1. 2 Die fünf wichtigsten im Großraum Hannover 
tätigen öffentlichen und privaten Nahver- 
kehrsunternehmen haben ihr Verkehrsange- 
bot durch eine Vereinbarung über die Ab- 
stimmung des Verkehrsnetzes, koordinierte 
Fahrpläne und Betriebsleistungen sowie die 
Bildung eines Gemeinschaftstarifs zusammen- 
gefaßt und damit verkehrsverbundähnliche 
Wirkungen geschaffen. 

3. 1.1. 3 Der Münchner Verkehrsverbund, dessen Ge- 
sellschafter die Stadt München und die Deut- 
sche Bundesbahn sind, nahm seine Tätigkeit 
mit Beginn des Sommerfahrplans 1972 auf. 
Er umfaßt im Großraum München die Züge 
der Deutschen Bundesbahn, den Bahnbusver- 
kehr, die Verkehrsmittel der Stadt München 
(U-Bahn-, Straßenbahn- und Omnibuslinien) 
sowie Linien der Deutschen Bundespost, die 
von deren Tochtergesellschaft, der Kraftver- 
kehrs-Gesellschaft, betrieben werden. 

3.1.1.41m Verdichtungsraum Rhein-Main hat der 
Frankfurter Verkehrsverbund seine Tätigkeit 
aufgenommen und wird mit Beginn des Som- 
merfahrplans 1974 den Gemeinschaftstarif 
einführen. Der Wirkungsbereich des Frank- 
furter Verkehrsverbundes umfaßt das von 
den Städten Mainz, Wiesbaden, Friedberg, 
Hanau und Darmstadt (Endpunkte des 
S-Bahn-Netzes) umgrenzte Gebiet. In einer 
ersten Stufe werden die Verkehrsmittel der 
Stadt Frankfurt (U-Bahn, Straßenbahn und 
Omnibusse) und der Deutschen Bundesbahn 
(Nahschnellverkehrs- und Eilzüge) einbe- 
zogen. Verhandlungen über den Beitritt wei- 
terer Unternehmen sind bereits aufgenom- 
men. 

3.1.2 In einer Reihe von Fällen wird die Gründung 
eines Verkehrsverbundes vorbereitet. 

3. 1.2.1 Dreizehn Gebietskörperschaften des Raumes 
Mönchengladbach - Düsseldorf - Wuppertal 
haben einen Vorvertrag und ein vorläufiges 
Finanzierungsabkommen zur Schaffung des 
„Verkehrsverbundes Rhein-Mitte" abge- 
schlossen. Dieser Zusammenschluß gilt als 
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Keimzelle des angestrebten Verbundes 
,, Rhein-Ruhr", In gleicher Weise werden 
Vorbereitungen für einen Verbund „Rhein- 
Sieg" im Köln-Bonner Raum angestrengt. 

3. 1.2. 2 Durch eine Vereinbarung zwischen dem Land 
Baden-Württemberg, der Deutschen Bundes- 
bahn, der Stadt Stuttgart und der Stuttgarter 
Straßenbahnen AG wurde eine Kommission 
zur Vorbereitung eines Verkehrsverbundes 
für den Großraum Stuttgart gegründet. Die 
Kommission bereitet zur Zeit die Verbund- 
verträge vor. Der Verbundbeginn wird mit 
seiner ersten Stufe für 1976 angestrebt; er 
soll zunächst das S-Bahn-Netz der Deutschen 
Bundesbahn, das Schienen- und Busnetz der 
Stuttgarter Straßenbahnen AG sowie das 
Busnetz der „Omnibusverkehrsgemeinschaft 
Bahn/Post" im S-Bahn-Bereich der Deutschen 
Bundesbahn umfassen. In seiner Endstufe ist 
die Erweiterung des Kreises der Verbund- 
partner um die hier tätigen nichtbundeseige- 
nen Eisenbahnen sowie der übrigen kommu- 
nalen und insbesondere der zahlreichen pri- 
vaten Verkehrsunternehmen vorgesehen, 

3. 1.2. 3 Für den Nahverkehrsraum Nürnberg wurde 
im Mai 1972 ein Vertrag geschlossen über 
die Bildung einer Arbeits- und Planungs- 
gemeinschaft, welche die Aufgabe hat, eine 
vorbereitende Untersuchung über die Mög- 
lichkeiten einer planerischen, verkehrlichen 
und betrieblichen Zusammenarbeit im öffent- 
lichen Personennahverkehr im Raum Nürn- 
berg - Fürth - Erlangen - Schwabach durch- 
zuführen. Vertragspartner sind neben den 
genannten Städten der Freistaat Bayern, die 
Deutsche Bundesbahn, die Deutsche Bundes- 
post sowie die Verkehrs-Aktiengesellschaft 
Nürnberg. Ferner wurden im Jahr 1973 noch 
die Landkreise Erlangen-Höchstadt, Fürth, 
Nürnberger Land, Forchheim und Neumarkt/ 
Opf. als Mitglieder in die Arbeits- und Pla- 
nungsgemeinschaft aufgenommen. Die 
Arbeits- und Planungsgemeinschaft hat in 
Fachausschüssen mit ihrer Arbeit noch im 
Jahre 1972 begonnen und als erstes Ergebnis 
eine Denkschrift zum S-Bahn-Bau in Nürn- 
berg erstellt. 

3. 1.2. 4 Im Rhein-Neckar-Raum werden von der Hei- 
delberger Straßen- und Bergbahn AG, den 
Verkehrsbetrieben der Städte Mannheim, 
Ludwigshafen und Worms, der Deutschen 
Bundesbahn, der Deutschen Bundespost, der 
Oberrheinischen Eisenbahn-Gesellschaft AG, 
der Rhein-Hardtbahn GmbH und der Süd- 
westdeutschen Eisenbahnen AG Vorbereitun- 
gen zur Bildung eines Verkehrsverbundes 
getroffen mit dem Ziel, den öffentlichen Per- 
sonennahverkehr im Raum Mannheim - Lud- 
wigshafen - Heidelberg zu verbessern. 

3. 1.2. 5 Aufgrund eines Gesetzes soll im Raum Braun- 
schweig ein Großraumverband errichtet wer- 
den, wie er ähnlich bereits in Hannover be- 
steht. Der Verband soll wie in Hannover als 
öffentlich-rechtliche Körperschaft die Auf- 


gaben des öffentlichen Personennahverkehrs 
erfüllen und innerhalb des Verbandsgebietes 
durch einen Zusammenschluß aller dort 
tätigen Verkehrsunternehmen für ein um- 
fassendes Verkehrsangebot sorgen. 

3. 1.2. 6 Für den Siedlungsraum Bremen wird die Bil- 
dung eines Verkehrsverbundes angestrebt, 
an dem die Bremer Straßenbahn AG, die 
Deutsche Bundesbahn mit ihrem Schienen- 
personennahverkehr sowie die Busverkehrs- 
dienste der Deutschen Bundesbahn, der Deut- 
schen Bundespost und der privaten Unter- 
nehmer beteiligt sein werden. 

3. 1.2. 7 Auch im Raum Augsburg wurde im Zuge des 
Nahverkehrsprogramms Bayern eine entspre- 
chende Nahverkehrskommission gebildet, die 
ihre Tätigkeit inzwischen ebenfalls aufge- 
nommen hat. 

3. 1.2. 8 Die Bemühungen der saarländischen Regie- 
rung, eine das gesamte Saarland umfassende 
Zusammenarbeit aller am öffentlichen Per- 
sonennahverkehr beteiligten Unternehmer zu 
erreichen, werden fortgeführt. Die Verhand- 
lungen über die Verwirklichung der ersten 
Stufe dieses Planes, welche den Zusammen- 
schluß zunächst der kommunalen Betriebe zu 
einer Gesellschaft vorsieht, sind noch nicht 
abgeschlossen. 

3.1.3 In einigen Verdichtungsräumen sind Tarif- 
und Verkehrsgemeinschaften entstanden 

in Schleswig-Holstein im Raum Lübeck; 
in Niedersachsen in den Räumen Osnabrück 
und Braunschweig; 

in Nordrhein-Westfalen mit Schwerpunkt im 
Rhein-Wupper-Kreis bis hin zum Raum 
Köln-Leverkusen, im Raum Lüdenscheid- 
Altena sowie im Regierungsbezirk 
Aachen; 

in Hessen im Raum Kassel; 
in Rheinland-Pfalz im Gebiet Koblenz/Neu- 
wied; 

im Rhein-Main-Gebiet mit den Räumen 
Bingen, Mainz/Wiesbaden, Worms ; 
im Rhein-Neckar-Gebiet in den Räumen 
Mannheim/Ludwigshafen und Heidelberg/ 
Wiesloch; 
im Saarland; 

in Baden-Württemberg im Raum Stuttgart 
mit seinen Randzonen Eßlingen, Waib- 
lingen, Pforzheim. 

3.1.4 Vorbereitungen zur Gründung neuer oder Er- 
gänzung bestehender derartiger Zusammen- 
schlüsse werden getroffen 

in Schleswig-Holstein und Niedersachsen in 
den Verdichtungsräumen Kiel und Osna- 
brück; 

in Nordrhein-Westfalen im Raum Bielefeld; 
in Rheinland-Pfalz im Raum Koblenz/Neu- 
wied; 

in Baden-Württemberg im Verdichtungsraum 
Stuttgart mit seinen Randgebieten Eß- 
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lingen, Böblingen, Sindelfingen, Waib- 
lingen und Pforzheim. 

3.2 Ländliche Räume 

Gegenüber der Konzentration der Verkehrsver- 
bünde auf die Verdichtungsräume und deren Rand- 
zonen liegt der Schwerpunkt der Bildung von Tarif- 
und Verkehrsgemeinschaften in den ländlichen 
Räumen. 

3.2.1 Im einzelnen verteilen sich die Tarif- und 
Verkehrsgemeinschaften auf die folgenden 
ca. 35 Räume. Sie bestehen 

in Schleswig-Holstein in den Räumen Flens- 
burg und Husum; 

in Niedersachsen in den Räumen Stade, 
Aurich, Göttingen, Duderstadt sowie im 
Harz; 

in Nordrhein-Westfalen in allen Landes- 
teilen; 

in Hessen in den Räumen Eschwege/Roten- 
burg, Hersfeld, Waldeck, Frankenberg, 
Schwalmstadt, Marburg, Biedenkopf, 
Dillenburg, Oberlahn, Vogelsberg, 
Gießen, Wetzlar, Limburg, Wetterau, 
Gelnhausen, Odenwald, Bensheim; 
im an das Rhein-Main-Gebiet angrenzenden 
Raum Spessart/Aschaffenburg; 
in Rheinland-Pfalz in den Gebieten Pirma- 
sens, Idar-Oberstein, Trier sowie Schweich 
(Mosel) ; 

in Baden-Württemberg im Raum Ulm; 
in Bayern in den Räumen Lindau/Ober- 
staufen, Sonthofen/Füssen und im Bereich 
des Bayerischen Waldes im Raum Cham/ 
Lam sowie im Raum Regensburg. 

3.2.2 Neben diesen bestehenden werden Tarif- und 
Verkehrsgemeinschaften vorbereitet oder er- 
weitert werden 

in Rheinland-Pfalz im Raum Bad Kreuznach; 
in Baden- Württemberg im Raum Ulm; 
in Hessen in den Räumen Eschwege/Witzen- 
hausen, Wiesbaden/Untertaunus sowie im 
Großraum Darmstadt mit den Gebieten 
Dieburg/Groß Gerau, Bergstraße; 
in Bayern im Bereich des Bayerischen Wal- 
des (Lam/Cham/Kötzting) und im Raum 
Kempten. 

3.3 Fusionen 

Zu Fusionen ist es seit dem Jahr 1969 in Siegen, im 
Rhein-Wupper-Kreis, im Rhein-Sieg-Kreis sowie in 
den Verdichtungsräumen Braunschweig, Rhein-Ruhr 
(Moers) und Aachen (Jülich/Düren) gekommen. 
Nicht berücksichtigt sind dabei die durch Gebiets- 
neugliederungen zwangsläufig verursachten Ver- 
schmelzungen ausschließlich kommunaler Verkehrs- 
betriebe. 

3.4 Berlin 

Auf den Sonderfall in Berlin, in dem ein einziges 
Verkehrsunternehmen, die Berliner Verkehrs- 
betriebe (BVG), als Eigenbetrieb der Stadt Berlin 


den gesamten öffentlichen Linienverkehr betreibt, 
wurde schon im Ersten Bericht der Bundesregierung 
hingewiesen. 

4. Beteiligung der Verkehrsträger 

4.1 Die Bereitschaft der Verkehrsträger zur Zu- 
sammenarbeit findet ihren Ausdruck in den 
verschiedenen, zwischen ihnen abgeschlosse- 
nen Vereinbarungen über die Zusammen- 
arbeit im öffentlichen Personennahverkehr, 
worauf bereits im ersten Bericht der Bundes- 
regierung hingewiesen wurde. 

4.1.1 Von besonderer Bedeutung gerade für die 
ländlichen Gebiete ist insoweit die am 
25. März 1970 gegründete „Omnibus- Ver- 
kehrsgemeinschaft Bahn/Post", deren Aufbau 
mit Ablauf des Jahres 1972 abgeschlossen 
werden konnte. Folgende Zahlen mögen dies 
verdeutlichen: Die Gemeinschaft umfaßt rund 

4000 Linien 

mit einer Gesamtlänge von ca. 

170 000 km; 

sie hat einen Verkehrsanteil von 

54 V. H. des Überlandliniennetzes aller 
Verkehrsträger. 

Diese Zahlen gewinnen im Hinblick auf die 
Zielsetzung der Gemeinschaft an Gewicht, 
auch Bindeglied zum Schienennetz der Deut- 
schen Bundesbahn zu sein. Der Zusammen- 
schluß wirkt sich für den Fahrgast in einem 
einheitlichen, auch auf den Regional- und 
Fernverkehr des Schienennetzes abgestimm- 
ten Verkehrsangebot aus. Dies findet seinen 
Ausdruck in 

— einheitlichen Tarif- und Abfertigungs- 
grundsätzen, 

— einem gemeinsamen Omnibuskursbuch 
für das gesamte Bundesgebiet, 

— - gemeinsamen Haltestellen, 

— weitgehender gegenseitiger Anerkennung 
der Fahrausweise, insbesondere im Be- 
rufsverkehr. 

Durch dieses Angebot werden die Verflech- 
tungen zwischen regionalen und überregio- 
nalen Verkehrsverbindungen nicht zer- 
schnitten. 

Außer an der Omnibusverkehrsgemeinschaft 
sind die Deutsche Bundesbahn und die Deut- 
sche Bundespost in zahlreichen Fällen an 
anderen Zusammenschlüssen beteiligt. So ist 
die Deutsche Bundesbahn mit ihrem Bahnbus- 
verkehr außer an den Verkehrsverbünden in 
Hamburg, Hannover und München an rund 
130 Tarif- und Verkehrsgemeinschaften, die 
überwiegend in ländlichen Gebieten be- 
stehen, mit in der Mehrzahl privaten Unter- 
nehmen beteiligt. Daneben betreibt sie 

— ebenfalls schwerpunktmäßig in ländlichen 
Gebieten - rund 200 Gemeinschaftslinien mit 
anderen Partnern. 

Ähnlich ist die Lage beim Postreisedienst, der 
darüber hinaus in den Verkehrsverbünden in 
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Hamburg, Hannover und München zur Be- 
dienung des Regionalverkehrs beiträgt und 
ebenfalls in einer Vielzahl von Fällen an 
Tarif- und Verkehrsgemeinschaften beteiligt 
ist. 

Die Bundesregierung hat durch Beschluß vom 
31, Oktober 1973 den Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen und den Bundes- 
minister für Verkehr beauftragt, die notwen- 
digen Vorbereitungen zu treffen, daß der 
Postreisedienst auf die Deutsche Bundesbahn 
übergeleitet wird. 

4.1.2 Bereits im Jahr 1966 haben die Deutsche 
Bundesbahn und im Jahr 1967 die Deutsche 
Bundespost mit dem Bundesverband der 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen (BDE) Ver- 
einbarungen über die Zusammenarbeit im 
Linienverkehr getroffen. In gleicher Weise 
haben sich die Deutsche Bundesbahn und der 
Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe in 
einem Grundsatzabkommen im Dezember 
1970 zur Zusammenarbeit verpflichtet. Ein 
ähnliches Abkommen wird die gute Zusam- 
menarbeit zwischen der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost einer- 
seits sowie den im Bundesverband des Deut- 
schen Personenverkehrsgewerbes (BDP) zu- 
sammengeschlossenen privaten Unternehmen 
andererseits weiter verbessern. 

4.2 Nicht ohne Einfluß auf die Bereitschaft der 
Verkehrsunternehmen zur Zusammenarbeit 
dürfte auch der Umstand gewesen sein, daß 
der Deutsche Bundestag sich die Prüfung zu- 
sätzlicher gesetzgeberischer Maßnahmen (Ge- 
bietsgenehmigung) für den Fall Vorbehalten 
hat, daß sich die an eine freiwillige Zusam- 
menarbeit geknüpften Erwartungen für eine 
Verbesserung der Verkehrsbedienung nicht 
erfüllen sollten. Gleichwohl waren - vor 
allem für das private Gewerbe — wirtschaft- 
liche Gesichtspunkte für die Kooperations- 
bereitschaft der Unternehmen von wesent- 
licher Bedeutung. Auf diesen Gesichtspunkt 
wird noch an anderer Stelle dieses Berichts 
eingegangen (vgl. Ziffern 6.2 und 6.4). 

4.3 Im Ersten Bericht der Bundesregierung wurde 
unter Ziffer 3.7 auf Vorstellungen zur Inte- 
gration des Taxiverkehrs in den öffentlichen 
Linienverkehr hingewiesen. Diese Pläne sind 
inzwischen in ein konkretes Versuchsstadium 
eingetreten. 

4.3.1 Bereits seit 1971 wird in Düsseldorf auf einer 
Omnibuslinie im Nachtverkehr (zwischen 
21.45 Uhr und 0.25 Uhr) ein Großraum-Pkw 
eingesetzt. Dieser Pkw kommt bei Messen 
und Ausstellungen auch tagsüber zum Ein- 
satz. 

Seit Ende 1971 werden in Karlsruhe Taxen 
im Spätverkehr (ab 21.00 Uhr) anstelle von 
Omnibussen eingesetzt. 

In Berlin verkehren seit 1972 Taxen zur 
Nachtzeit (zwischen 0.00 Uhr und 4.00 Uhr) 
auf bestimmten Streckenabschnitten von drei 


Linien anstelle der sonst verkehrenden Om- 
nibusse. 

In Pforzheim wird seit 1972 an allen Tagen 
außer freitags und samstags der Stadtver- 
kehr nach 23.00 Uhr von Taxen durchgeführt. 
In Stuttgart verkehren Taxen ab 19.00 Uhr 
auf einer Buslinie sowie ab 21.00 Uhr auf der 
Linie der Zahnradbahn Marienplatz-Deger- 
loch. 

4.3.2 Allen genannten Fällen liegt die Überlegung 
zugrunde, ob und wie bestehende öffentliche 
Verkehrsverbindungen bei gleicher oder bes- 
serer Bedienungsqualität, insbesondere in 
verkehrsschwachen Zeiten, von Taxen an- 
stelle von den üblichen Linienverkehrs- 
mitteln bedient werden können. Ob ein der- 
artiger „Ersatzverkehr'' kostengünstiger ist 
als der Einsatz der normalerweise verkehren- 
den Linienverkehrsmittel, hängt von den je- 
weiligen örtlichen Verhältnissen ab. In der 
Regel zahlt der Fahrgast den normalen Fahr- 
preis der Verkehrsbetriebe, während der 
Taxiunternehmer einen pauschalen Stunden- 
oder Tagessatz erhält. Dadurch beträgt z. B. 
die Kostenersparnis in Karlsruhe mindestens 
10 V. H., in Pforzheim sogar 50 v. H. 

Gegenüber dem ersatzweisen Linienverkehr 
mit Taxen beruht deren Einsatz als Er- 
gänzungsverkehrsmittel auf einer anderen 
Zielvorstellung. Hier soll durch die Ver- 
knüpfung eines zusätzlichen, den individuel- 
len Wünschen des Fahrgastes Rechnung 
tragenden Verkehrsangebotes mit dem 
übrigen, auf den Massenverkehr zugeschnit- 
tenen Angebot des Linienverkehrsmittels 
eine Annäherung an die komfortabelste Be- 
dienungsform, den sog. „Haus-Haus-Ver- 
kehr", erreicht werden. Versuche dieser Art 
zur Schaffung einer vollwertigen Alternative 
zum Individualverkehr sind in der Bundes- 
republik Deutschland bisher noch nicht durch- 
geführt worden. Ursachen hierfür sind neben 
wirtschaftlichen und rechtlichen vor allem 
organisatorische Schwierigkeiten: Von den 
rund 23 500 Unternehmen, die ausschließlich 
Taxiverkehr betreiben, verfügen rund 21 000 
oder ca. 90 v. H. nur über ein Fahrzeug. Es 
handelt sich hier also vorwiegend um Klein- 
betriebe. Der Bundesminister für Verkehr 
hat ein Gutachten in Auftrag gegeben, das 
die Möglichkeiten einer Verknüpfung des 
Taxiverkehrs mit dem Linienverkehr unter 
den genannten Aspekten prüfen soll. Das 
Gutachten soll Anfang 1974 vorliegen. 

5. Sonstige Förderungsmaßnahmen 

In vielen Fällen hätten die eingetretenen Fort- 
schritte in der Verkehrsbedienung gerade der länd- 
lichen Räume nicht oder nicht in gleichem Maße 
erreicht werden können ohne den intensiven Einsatz 
der verschiedenen, mit Fragen des öffentlichen Ver- 
kehrs befaßten Behörden, Einrichtungen und Organi- 
sationen. 
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5.1 Dies gilt vor allem für die - zum Teil schon 
in den ersten Nachkriegsjahren einsetzen- 
den - Bemühungen der Verkehrsbehörden 
der Länder. Ihrer Initiative ist es zu ver- 
danken, daß vielerorts Gremien entstanden, 
in denen die Verkehrsträger gemeinsam mit 
den Vertretern öffentlicher Interessen (z. B. 
Industrie- und Handelskammern, Gebiets- 
körperschaften) in einem ständigen Gedan- 
kenaustausch über konkrete Fragen der je- 
weiligen örtlichen oder regionalen Verkehrs- 
bedienung partnerschaftlich Zusammenarbei- 
ten, z. B. in sog. Koordinierungsausschüssen. 
Die inhaltliche Neuorientierung, die die Vor- 
schrift des § 8 PBefG durch das Zweite Ände- 
rungsgesetz vom 8. Mai 1969 erfuhr, hat auch 
die Bemühungen dieser Gremien zur Förde- 
rung der Zusammenarbeit der Verkehrs- 
träger spürbar beeinflußt, wie die erhebliche 
Zunahme der verkehrlichen Zusammen- 
schlüsse zeigt. 

5.2 Diese Bemühungen wurden unterstützt durch 
verschiedene Förderungsmaßnahmen der 
Landesregierungen. 

5.2.1 So haben die Länder Hamburg und Schleswig- 
Holstein infolge der engen Verflechtung des 
Großraumes Hamburg mit dem Raum Südhol- 
stein einen Gemeinsamen Landesplanungs- 
rat gegründet, in dem beide Länder über die 
Verkehrsfragen in dieser Randzone des Ver- 
dichtungsraumes Hamburg beraten und 
Lösungsvorschläge erarbeiten. 

5.2.2 Das „Nordrhein-Westfalen-Programm 1975" 
sieht die Einteilung des Landes in verschie- 
dene Kooperationsräume vor, die auch die 
ländlichen Gebiete erfassen. Für jeden dieser 
Kooperationsräume sind Gremien der öffent- 
lichen Hand (Kommissionen) und der Ver- 
kehrsträger (Fachausschüsse) eingesetzt oder 
vorgesehen, die bereits konkrete Pläne ent- 
wickelt haben. Diese Arbeiten werden unter- 
stützt durch ein gemeinsames Arbeitsbüro 
des Verbandes öffentlicher Verkehrsbetriebe 
und der Deutschen Bundesbahn, das sich 
speziell mit der Vorbereitung des Verkehrs- 
verbundes Rhein-Ruhr befaßt. 

5.2.3 Auch die Bayerische Staatsregierung hat zur 
Intensivierung der bisherigen Maßnahmen 
Zielvorstellungen zur Verbesserung des 
Öffentlichen Personennahverkehrs im „Nah- 
verkehrsprogramm Bayern" entwickelt. Das 
Programm enthält Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der verkehrlichen und betrieblichen Lei- 
stungen und der Zusammenarbeit im öffent- 
lichen Personennahverkehr. In den verkehr- 
lichen Problemgebieten ist die Gründung von 
Nahverkehrskommissionen vorgesehen. 

20 Kommissionen haben ihre Tätigkeit in- 
zwischen aufgenommen. Das Nahverkehrs- 
programm beinhaltet weiter eine Regelung 
für Finanzhilfen zur Förderung von Investi- 
tionen des öffentlichen Personennahverkehrs. 
Es sieht ferner die Erstellung eines mittel- 


und längerfristigen Investitionshilfepro- 
gramms vor, das jährlich fortzuschreiben ist. 

5.2.4 In Hessen ist im Verkehrsbedarfsplan II zum 
Landesentwicklungsplan (1971) ein „Förde- 
rungsprogramm für den öffentlichen Perso- 
nenverkehr in Verdichtungsgebieten und der 
Fläche" entwickelt worden. 

5.2.5 Mit finanzieller Unterstützung der Landes- 
regierungen werden in Rheinland-Pfalz und 
in Baden-Württemberg Modellversuche über 
eine optimale Verkehrsbedienung ländlicher 
Gebiete durchgeführt. Die Versuche sollen 
zeigen, inwieweit ein verstärktes Verkehrs- 
angebot die notwendigen Beförderungen 
sicherstellen und durch eine größere Nach- 
frage auch eine wirtschaftliche Betriebs- 
führung im ländlichen Bereich ermöglichen 
kann. Konkrete Ergebnisse dieser Versuche 
liegen noch nicht vor. 

5.2.6 In Niedersachsen hat die Landesregierung 
ihre auf den öffentlichen Personennahver- 
kehr bezogenen Zielvorsteilungen und die 
dazu erforderlichen Maßnahmen im „Landes- 
Entwickiungsprogramm Niedersachsen 1985" 
dargestellt. 

5.3 Ein wichtiges Mittel zur Verbesserung der 

Nahverkehrsverhäitnisse sind auch die Gene- 
ralverkehrspläne der Länder und die ent- 
sprechenden Planungen der anderen Gebiets- 
körperschaften. Auf den Einfluß raumordne- 
rischer Gesichtspunkte wird unter Ziffer 6.1 
noch eingegangen. 


6. Bestehende Mängel und ihre Ursachen 

Trotz der Verbesserungen in der öffentlichen Ver- 
kehrsbedienung ist sowohl in den Verdichtungs- 
räumen und deren Randzonen als auch in den länd- 
lichen Gebieten noch mancher Wunsch der Ver- 
kehrsnutzer unerfüllt geblieben. 

6.1 Bei der Untersuchung der Ursachen, die sich 
hemmend auswirken, muß - worauf bereits 
im Ersten Bericht der Bundesregierung (vgl. 
Drucksache VI/2386, Ziffern 3 und 4.1) hinge- 
wiesen wurde - vor allem im ländlichen Be- 
reich dessen besondere Struktur berücksich- 
tigt werden. 

Die in diesem Bereich anzutreffenden histo- 
risch gewachsenen Siedlungsformen mit zu- 
meist wenigen wirtschaftlichen, kulturellen 
und verwaltungsmäßigen Schwerpunkten 
haben Verkehrsräume mit relativ weit- 
maschigen Liniennetzen entstehen lassen, die 
aufgrund dieser Besonderheiten häufig nur 
wenige Beziehungen zueinander haben. In- 
soweit besteht ein erheblicher Unterschied 
zu den Verdichtungsräumen und deren Rand- 
zonen, in denen aufgrund ganz anders ge- 
arteter wirtschaftlicher, sozialer und kultu- 
reller Gegebenheiten ein dichteres Kommu- 
nikationsfeld entstanden ist, das in verkehr- 
licher Hinsicht zu einem engmaschigen Ver- 
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kehrsnetz und damit zu geschlossenen Ver- 
kehrsräumen geführt hat. 

Aus diesen Besonderheiten des ländlichen 
Raumes hat sich eine spezielle Verkehrsnach- 
frage entwickelt, deren Befriedigung im Ver- 
hältnis zu den Verdichtungsräumen ein er- 
heblich weniger aufwendiges, zum Teil auch 
anders geartetes Verkehrsangebot der den je- 
weiligen Verkehrsraum bedienenden Unter- 
nehmer erfordert (z. B. Umgestaltung von Li- 
nien, Aufhebung von Bedienungsverboten und 
Vorrängen bei der Genehmigungserteilung, 
Verdichtung der Fahrpläne und Verbesserung 
der Anschlüsse). 

Um die Nachteile abzubauen, die sich aus 
dieser besonderen Struktur der ländlichen 
Räume für die dort lebende Bevölkerung er- 
geben, hat sich die Ministerkonferenz für 
Raumordnung in ihrer Entschließung vom 
21. November 1968 dafür eingesetzt, zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung der ländlichen, insbesondere 
der sog. „zurückgebliebenen Gebiete" mehr 
als bisher räumliche Schwerpunkte festzu- 
legen, in denen sich Wohn- und Arbeits- 
stätten sowie Kultur- und Bildungseinrich- 
tungen konzentrieren. Die Landesplanung 
soll auf eine entsprechende Netzbildung und 
Verkehrsbedienung hinarbeiten und dafür in 
ihren Programmen und Plänen die gegen- 
wärtigen und die angestrebten Verflech- 
tungen des Siedlungsraumes aufzeigen. Auf 
diese Weise können die Maßnahmen der 
Genehmigungsbehörden im Rahmen des § 8 
PBefG wirksam unterstützt werden. 

6.2 Aufgrund der derzeitigen Verkehrsstruktur 
wird das Verkehrsaufkommen in den länd- 
lichen Räumen im wesentlichen geprägt 
durch den auf bestimmte und gleichbleibende 
Tageszeiten beschränkten Pendlerverkehr zu 
den Arbeitsplätzen und den Schulen und in 
gewissem Umfang durch den Einkaufsver- 
kehr. Da die Aufrechterhaltung und Verbes- 
serung des öffentlichen Verkehrsangebotes 
ein wirtschaftlich leistungsfähiges Verkehrs- 
gewerbe voraussetzt, sind die in den länd- 
lichen Räumen tätigen Verkehrsunternehmen 
in besonderem Maße auf dieses Verkehrs- 
aufkommen angewiesen; dies gilt vor allem 
im Hinblick auf die überwiegend klein- oder 
mittelständische Struktur der hier stark ver- 
tretenen Privatunternehmen. Die Erhaltung 

des Verkehrsaufkommens ist jedoch zuneh- 

mend in Frage gestellt. 

6.2.1 Eine Ursache dafür ist die unvermindert an- 
haltende Abwanderung von Fahrgästen zum 
Individualverkehr. Das zeigen die Zuwachs- 
raten des Bestandes an Personenkraftwagen 
und der gleichzeitige Rückgang an Fahr- 
gästen des Öffentlichen Linienverkehrs. 

6. 2. 1.1 Folgende Zahlen vermitteln ein deutliches 

Bild der Motorisierung in der Bundesrepu- 
blik (Quelle: Bestand an Kraftfahrzeugen 


und Kraftfahrzeuganhängern, Herausgeber: 
Kraftfahrt-Bundesamt, Flensburg) . 

1969 1970 1971 1972 

A. 

Bestand an Pkw 
(einschließlich 
Kombinations- 
kraftwagen) 
im Bundesgebiet 

(in Millionen) 12,6 13,9 15,1 16,0 

Veränderung 

inv. H. -M0,3 +8,6 +6 

B. 

Neuzulassungen an Pkw 
(einschließlich 
Kombinations- 
kraftwagen) 
im Bundesgebiet 

(in Millionen) 1,6 2,0 2,2 

Veränderung 

in V. H. +25 +10 

Daß von dieser Entwicklung die ländlichen 
Gebiete keineswegs ausgenommen waren, ist 
aus den Angaben über die Pkw-Dichte im 
Verhältnis zur Bevölkerung abzulesen: 

Pkw pro 1000 Einwohner 
(einschließlich 
Kombinations- 
kraftwagen) : 

A. 

im Bundes- 
durchschnitt 
Veränderung 
in V. H. 

B. 

in den Groß- 
städten 
Veränderung 
in V. H. 

C. 

in den übrigen 
kreisfreien 
Städten 
Veränderung 
in V. H. 

D. 

in den Land- 
kreisen 
Veränderung 
in V. H. 


1969 1970 1971 1972 

208 228 246 261 

+ 9,6 + 7,9 + 6,1 

211 230 244 256 

+ 9,0 + 6,1 + 4,9 

213 227 243 259 

+ 6,6 + 7,0 + 6,6 

206 226 246 263 

+ 9,7 + 8,8 + 6,9 



6.2. 1.2 Diese Zunahme des Individualverkehrs ist 
von wesentlichem Einfluß auf den Öffent- 
lichen Personennahverkehr. 

So hat zwar im Bundesgebiet die Zahl aller 
im Linienverkehr nach § 42 PBefG beförder- 
ten Personen seit 1970 wieder leicht zuge- 
nommen (1970: +3,6 v. H.j 1971: +1,9 v. H.; 
1972: +0,5 v.H.; 1. Halbjahr 1973: +0,4 
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V. H.). Diese Zunahme beruht jedoch darauf, 
daß sich der Anteil der zu ermäßigten Fahr- 
preisen beförderten Fahrgäste (Schüler, Stu- 
denten, Lehrlinge, Schwerbeschädigte u. a.) 
beständig erhöht hat. Dagegen ist die Zahl 
derjenigen Fahrgäste, die zum Regeltarif 
(Einzel- und Mehrfahrtenausweise, Zeit- 
karten sowie sonstige, ohne soziale Er- 
mäßigungen verkaufte Fahrausweise) be- 
fördert wurden - nur sie können als „Um- 
steiger" vom Individual- zum öffentlichen 
Verkehrsmittel in Betracht kommen im 
gleichen Zeitraum gesunken (1971: 1,7 v. H.; 
gleichen Zeitraum gesunken (1971: — 1 ,7 v. H. ; 
Daraus wird deutlich, daß allein die Zunahme 
der absoluten Fahrgastzahlen noch nicht zu 
einer Stärkung der Wirtschaftskraft der Ver- 
kehrsunternehmen führt, ohne die eine Ver- 
besserung des öffentlichen Verkehrsangebo- 
tes nicht möglich ist. 

6.2.2 Neben dem Individualverkehr haben sich 
- abgesehen vom Berufsverkehr nach § 43 
Nr. 1 PBefG - in besonderem Maße die 
Schülerbeförderungen nach § 1 Nr. 4 d der 
Freistellungs-Verordnung ausgewirkt. Der 
Berufsverkehr nach § 43 Nr. 1 PBefG kann 
von der Genehmigungsbehörde im Anhör- 
und Genehmigungsverfahren (§§ 13 ff. PBefG) 
mit dem übrigen Linienverkehr abgestimmt 
werden, so daß hier nicht die Gefahr des Ent- 
zugs von Fahrgastaufkommen des Linienver- 
kehrs besteht. Diese Möglichkeit entfällt für 
die Beförderungen nach § 1 Nr. 4 d der Frei- 
stellungs-Verordnung, weil auf sie das Per- 
sonenbeförderungsgesetz keine Anwendung 
findet. 

Die daraus entstehende Problematik mögen 
folgende Zahlen über die beförderten Per- 
sonen verdeutlichen (in Millionen); 

Veränderung 


Linienverkehr nach 

1969 

1971 

in V. H. 

den §§42, 43 PBefG 
davon 

im Verkehr nach 

5700 

6019 

+ 5 

§ 42 PBefG 
im Verkehr nach 

5514 

5818 

4- 10 

§ 43 Nr. 2 PBefG 52 

im übrigen Verkehr 

40 

— 24 

nach § 42 PBefG 
Beförderungen nach 
§ 1 Nr. 4 d der 
Freistellungs- 

135 

161,5 

+ 19 

Verordnung 

115,3 

258,5 

+ 122 


Danach übertrifft der freigestellte Schüler- 
verkehr inzwischen den genehmigungspflich- 
tigen Schülerverkehr nach § 43 Nr. 2 PBefG 
um mehr als das sechsfache und sogar die ge- 
samten von § 43 PBefG geregelten Sonder- 
formen des Linienverkehrs bei weitem. Hin- 
zu kommt, daß nach Angaben einiger Länder 
der freigestellte Schülerverkehr in einer 
Reihe von Fällen praktisch die einzige regel- 


mäßige Verkehrsverbindung zu zentral gele- 
genen Orten darstellt, infolge seiner Ausge- 
staltung aber neben Schülern keine anderen 
Fahrgäste befördern darf. Dies stößt in der 
Öffentlichkeit zu Recht auf Kritik. 

Die Bundesregierung prüft daher gegenwär- 
tig mit den Ländern, in welcher Weise hier 
Abhilfe geschaffen werden kann. 

6.3 Schließlich sollte im Hinblick auf noch be- 
stehende Mängel in der Verkehrsbedienung 
auch nicht übersehen werden, daß es für die 
Bemühungen um eine verstärkte Zusammen- 
arbeit keine Modellösung gibt, die ohne wei- 
teres auf jeden Fall anwendbar wäre. Auf- 
grund der jeweils verschiedenen Verkehrs- 
und Betriebsstrukturen muß für jeden einzel- 
nen Fall der Zusammenarbeit mehrerer Un- 
ternehmen stets eine individuelle Lösung ge- 
funden werden, die den jeweiligen Beson- 
derheiten Rechnung trägt. 

6.4 Die unter Ziffern 6.1 und 6.2 geschilderte 
Situation des öffentlichen Linienverkehrs in 
den ländlichen Räumen, die mit gleicher Ten- 
denz auch in allen übrigen Gebieten besteht, 
macht verständlich, daß in hohem Maße wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte für die Bereit- 
schaft der Verkehrsunternehmen zu freiwilli- 
ger Zusammenarbeit von Bedeutung sind, zu- 
mal die Verwirklichung der in § 8 PBefG 
zum Ausdruck kommenden Zielsetzung in 
mehr oder weniger großem Umfang die Zu- 
rückstellung eigener Interessen, insbeson- 
dere an der uneingeschränkten Erhaltung des 
eigenen Verkehrsaufkommens, erfordert. 
Wenngleich in manchen Fällen das Wirt- 
schaftsergebnis der Partner eines Zusam- 
menschlusses durch eine Steigerung des Ver- 
kehrsaufkommens und verstärkte Rationali- 
sierungsmaßnahmen verbessert werden 
konnte, hat sich jedoch andererseits die wirt- 
schaftliche Lage der Verkehrsunternehmen in 
vielen Fällen insbesondere durch das mit 
einer Zusammenarbeit erreichte, für den 
Fahrgast verbesserte Verkehrsangebot (z. B. 
einheitliches Tarifwerk, umgestaltetes Linien- 
netz u. a.) verschlechtert. Die Bundesregie- 
rung hat deshalb schon in ihrem Ersten Bericht 
darauf hingewiesen, daß für die wirtschaft- 
liche Lage der Verkehrsunternehmen von 
der Zusammenarbeit allein keine entschei- 
dende Verbesserung zu erwarten ist. 

Hinzu kommt, daß im Linienverkehr schon 
seit geraumer Zeit überwiegend keine Voll- 
kostendeckung mehr erv/irtschaftet werden 
kann. Wenn es bislang dennoch nicht zu Zu- 
sammenbrüchen oder zu erheblichen Betriebs- 
einschränkungen gekommen ist, so beruht 
dies darauf, daß - wie bei den kommunalen 
und gemischtwirtschaftlichen Betrieben - die 
Verluste entweder unter teilweiser Vernach- 
lässigung anderer wichtiger Aufgaben durch 
einen Ausgleich im steuerlichen Querverbund 
bzw. durch Zuschüsse der Gebietskörper- 
schaften oder - wie bei einem Teil der pri- 
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vaten Unternehmen - durch einen innerbe- 
trieblichen Ausgleich mit dem Gelegenheits- 
verkehr mit der Folge der Verschlechterung 
der Wettbewerbsstellung auf diesem Markt 
aufgefangen wurden. 


7. Bewältigung noch bestehender Schwierigkeiten 

7.1 Entsprechend der Aufforderung des Aus- 
schusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen in seinem Schriftlichen Be- 
richt vom 14. Oktober 1971 (Drucksache VI/ 
2743) hat der Bundesminister für Verkehr 
deshalb in dem „Konzept zur Verbesserung 
des öffentlichen Personennahverkehrs" 
(Schriftenreihe des Bundesministers für Ver- 
kehr, Heft 41) Vorschläge für umfassende 
Maßnahmen im Bereich des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs gemacht. Wesentliche Teile 
hiervon sind bereits verwirklicht worden: 

— Entlastung der Linienverkehrsunterneh- 
men (außer Bundesbahn und Bundespost) 
von der Mineralölsteuer durch die Ge- 
währung einer Gasölbetriebsbeihilfe auf- 
grund des Verkehrsfinanzgesetzes 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 201); 

— Verdoppelung der nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz gewährten 
Finanzhilfen des Bundes zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Ge- 
meinden durch das Verkehrsfinanzgesetz 
1971; 

— Änderung des Aufteilungsverhallnisses 
der nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz gewährten Mittel zugunsten 
des öffentlichen Personennahverkehrs von 
55 V. H. für kommunalen Straßenbau und 
45 V. H. für öffentlichen Personennahver- 
kehr in 50 : 50; 

— Erhöhung des Bundesanteils an der För- 
derung der einzelnen Vorhaben von 50 
V. H. auf 60 V. H. (im Zonenrandgebiet auf 
75 V. H.) der zuwendungsfähigen Kosten 
zur Erleichterung der Gegenfinanzierung 
durch Länder und Gemeinden; 

— Erweiterung des Katalogs der nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz zu- 
wendungsfähigen Vorhaben um den Bau 
und Ausbau von Betriebshöfen und zen- 
tralen Werkstätten; 

— Aufstockung der Gasölbetriebsbeihilfe um 
den Betrag der am 1. Juli 1973 erfolgten 
Mineralölsteueranhebung durch das 
Steueränderungsgesetz 1973 (Bundesge- 
setzbl. I S. 676), zugleich Einbeziehung 
der Busse von Bundesbahn und Bundes- 
post in die Mineralölsteuerentlastung; 

— durch das Steueränderungsgesetz 1973 Er- 
mächtigung für die Länder, bis zu 10 v. H. 
der nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz für den kommunalen Straßen- 
bau bestimmten Mittel für Vorhaben des 


öffentlichen Personennahverkehrs zu ver- 
wenden; 

— im Entwurf des Bundeshaushalts 1974 sind 
zusätzlich zu den Mitteln nach dem Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz 200 
Mio DM für Investitionen im Bereich des 
öffentlichen Personennahverkehrs vorge- 
sehen. 

7.2 Neben dem Bund haben auch die Länder 
unternehmenswirksame Hilfen geleistet. 

So stellt das Land Nordrhein-Westfalen seit 
1971 aufgrund des „Nordrhein-Westfalen- 
Programms 1975" Investitionshilfen zur Be- 
schaffung und Erneuerung von Nahverkehrs- 
fahrzeugen in Höhe von jährlich 50 Mio DM 
bereit. Diese Landeshilfen sind abhängig von 
der Bereitschaft der Verkehrsunternehmen 
zur Mitwirkung bei der Gründung neuer oder 
Ergänzung bestehender Zusammenschlüsse, 
so daß ein wirksamer Anreiz zur freiwilligen 
Zusammenarbeit besteht. 

In gleicher Weise sehen - neben der Gegen- 
finanzierung im Rahmen des Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetzes - die Länder 
— Hamburg (seit 1971; z. Z. 1 Mio DM), 

— Bremen (seit 1971; z. Z. 8,4 Mio DM), 

— Hessen (seit 1971 ; z. Z. 0,4 Mio DM), 

— Rheinland-Pfalz (seit 1972; z. Z. 4 Mio DM 
und 

— Niedersachsen (ab 1974; 6 Mio DM), 
Investitionszuschüsse für rollendes Material 
oder - wie im Falle Hessen - finanzielle 
„Starthilfen" für Verkehrsgemeinschaften 
vor. Auch die Bayerische Staatsregierung hat 
in ihrem „Nahverkehrsprogramm Bayern" 
Finanzhilfen zur Förderung von Investitio- 
nen vorgesehen. 

7.3 Alle diese Hilfsmaßnahmen haben jedoch zu- 
sammen mit den unverkennbaren Erfolgen 
beim Vollzug des § 8 PBefG angesichts der 
im Jahr 1972 bereits auf über 1 Milliarde DM 
angestiegenen Kostenunterdeckung der Li- 
nienverkehrsunternehmen insgesamt nicht 
ausgereicht, die Lage des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs so nachhaltig zu verbessern, 
wie dies im Interesse des Gemeinwohls - vor 
allem im Hinblick auf die weiter anhaltende 
Zunahme des Individualverkehrs - erforder- 
lich wäre. 

Von wesentlicher Bedeutung ist dabei nach 
Auffassung der Bundesregierung der Aus- 
gleich der in Teilbereichen des Linienver- 
kehrs entstehenden gemeinwirtschaftlichen 
Lasten. Besonders die Zeitfahrausweise, die 
hauptsächlich von den in der Ausbildung 
oder im Berufsleben stehenden Fahrgästen 
in Anspruch genommen werden, müssen 
weithin aus Gründen des öffentlichen Ver- 
kehrsinteresses und des Gemeinwohls zu 
einem Preis angeboten werden, der die Ko- 
sten nicht deckt. 

Zwar werden auf diese im öffentlichen Inter- 
esse liegenden Leistungen von einigen Bun- 
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desländern in begrenztem Umfang Aus- 
gleichszahlungen gewährt (Hamburg, Bre- 
men, Berlin, Nordrhein-Westfalen) oder sind 
in Aussicht genommen (Baden-Württemberg, 
Niedersachsen). Die gesetzliche Verankerung 
eines Rechtsanspruches der Unternehmen 
fehlt jedoch bisher. Diese Lücke soll durch 
eine bundeseinheitliche Regelung geschlos- 
sen werden, damit die Gleichbehandlung der 
in den verschiedenen Bundesländern tätigen 
Verkehrsbetriebe gewährleistet ist und Ver- 
schlechterungen in der Verkehrsbedienung 
vermieden werden. Dies ist auch eine wich- 
tige Voraussetzung für die Zusammenarbeit 
der verschiedenen Verkehrsunternehmen. 

Die Bundesregierung hat deshalb am 12. Sep- 
tember 1973 beschlossen, eine bundeseinheit- 
liche Regelung zu schaffen, die den Nahver- 
kehrsunternehmen einen finanziellen Aus- 
gleich für Mindereinnahmen aus dem Ver- 
kauf von Zeitkarten, insbesondere im Aus- 
bildungs- und Berufsverkehr, bringt. Damit 
setzt die Bundesregierung ihre Bemühungen 
um eine Verbesserung des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs fort. Die notwendigen Ge- 
setzentwürfe sind inzwischen vorgelegt wor- 
den. 

Damit wird für den Verkehrsbereich, der die 
schlechte wirtschaftliche Lage der Unterneh- 
men hauptsächlich verursacht und eine Ver- 
besserung der öffentlichen Verkehrsbedie- 
nung sehr erschwert, auch einer Forderung 
des Deutschen Bundestages entsprochen, die 
dieser bei der dritten Beratung des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Personenbeför- 


derungsgesetzes erhoben hat (vgl. BT-Drudc- 
sache V/2494, S. 4; Stenogr. Bericht über die 
224. Sitzung des 5. Deutschen Bundestages 
am 26. März 1969, S. 12327 D). Zugleich 
würde damit eine Regelung eingeführt, wie 
sie im Prinzip für den Bereich des Schienen- 
verkehrs schon seit einer Reihe von Jahren 
in § 28 a des Bundesbahngesetzes bzw. in den 
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und Nr. 
1192/69 besteht. 


8. Zusammenfassung 

Die Neuregelung des § 8 PBefG, mit welcher 
der Deutsche Bundestag der freiwilligen Zu- 
sammenarbeit den Vorzug vor der Einfüh- 
rung der Gebietsgenehmigung gegeben hat, 
hat sich bewährt. Sie hat die Bemühungen 
der Genehmigungsbehörden um eine Ver- 
besserung der öffentlichen Verkehrsbedie- 
nung wirksam unterstützt. Wenngleich die 
Aufbauphase insgesamt noch nicht abge- 
schlossen ist, zeigt doch der Umfang der seit 
dem Jahr 1969 entstandenen oder in Vorbe- 
reitung befindlichen Zusammenschlüsse, daß 
mit der Neuregelung des § 8 PBefG ein Weg 
eingeschlagen worden ist, der im Hinblick auf 
die noch bestehenden Entwicklungsmöglich- 
keiten weiter verfolgt werden sollte. 

Es ist jedoch erforderlich, die Verbesserung 
der öffentlichen Verkehrsbedienung durch zu- 
sätzliche Maßnahmen zur Stärkung der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Verkehrs- 
unternehmen zu fördern. 
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